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Verkiindet ‘ 2508 023

am 20. Hovember 1958
Zug, Justizangestellter

als Urkundsbeanter
der Geschidftsstelle

Im Namen des“Volkes‘

In dem Reehtsstreit

des PI(, Allgemeine Versicherungs—AG
in , v Straﬁe e - g
vertreten durch den Vorstand, Dr. Hans Gerlin

-Dr. Erich Gre@i, Edgard PP und Walter Sch
Beklagten und Rev:s.sa.onsklagerln,

-Prozeﬁbevollmacht;.gters Bech‘csamalt Dro s

89851'1

die P Werke Inhaber
Aaolf% m m str. @ - -

‘Kligerin und Revisionsbeklagte,
-Prozeﬁbevollméch:bigters Rechtsanwalt Prof. Dr. (-

nat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs suf die miind-
liche Verhandlung wvom 20. November 1958 unter Mitwirkung
des Senatsprésidenten Dr. Nestelski und der Bundesrichter
Dr. Haidinger, Dr. Kubn, Dxu No:cr und Dr. Remioke

fiir Recht erkannts ~

Auf die Raviszon der Beklag‘ben w:.rd das Urte:.l
des 1. Ziv:.lsenats des Oberlandesgerlchts in Celle
vom 20. Juni 1957 aufgehoben und die Sache zur an-
derweiten verhandlung und Entscheidung, auch iiber die
Kogten der Revis:v.on, an das Berufungsgerlcht zuruck—
verm.esen,. v

- i¥om «‘R?chté wégen '



Datbestands:

Die Klégerin hatte von der Gesellschaft fiir reichs-
eigene Lagereibetriebe mbH zwei Hallen zur Herstellung von
Verpackungsmitteln gemietet. Im Hinblick auf die im Miet-
vertrag iibernommene Haftung fiir die Beschidigung der Hal-
len nahm sie.bei der'Beklagten eine Haftpflichtversicherung
mit einer Versicherungssumme von 200,000 DM fiir jeden Scha-
densfall, In dexr Nacht zum 22. Januar 1949 brannte die eine
Legerhalle, in der ein Kibel- Volkéwageh abgestellt war,
vollig ab. Auf die Kiage der Vermieterin wurde die Jjetzige
Kldgerin verurteilt, an die Vermieterin 160.1%4,36 TH
Schadenersatz nebst Zinsen zu zahlen mit der Begriindung,
daB der Brand entweder durch den in der Halle sbgestellten
Volkswagen oder durch die Ofenheizung in der Halle in Ver-
bindung mit der Lagerung von Vorrdten verursackt worden
sei und das die‘jdzige‘xlégerin'alévNiéterin beide Ursachen
zu verireten habe. :

Die jetsige Beklagte hatte der Kligerin zumichst
Rechteschutiz gewahrt, -dann aber einen weiteren. Versiche-
rungsschuts mlt der Begrﬁndung abgelehnt, dasB dar Brand
durch den abgestellten Pkw entstanden und dleses Risiko
von der Versicherung ausgeschlossen sei. Die Klagerln ver-

langt mumehr von der Beklagten Befreiung von der ihr rechts-—

xraftig auferlegten Hafipflichtverbindlichkeit sowie die
Peststellung der Verpflichtung der Beklégten, inr bis zur
Versicherungasumme von 200.000 DM Versioherungsschutz
auch fiir etwalge weitere Haftpfllchtanspruche der Vermie-
terin zu gewdhren. Die Beklagte hdlt die Klage schon des-
hald fiir unbegrundet, weil die Kl&gerln jedenfalls nmcht
beweisen konne, daB der Pkw als Brandursache ausschea.de°
Augerdem hat sie im zweiten Rechtszug behauptet, daB die
' Kligerin schon he1 Vertragsabschluﬁ und -auch bei Ausbruch
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des .Brandes in der abgebrannten Halle in niéchster Nshe der
0fen leicht brennbare und explosive Stoffe wie Schmiersl,
Peltroleum, Karbid, Paraffin, Spiritus und Benzin verbots-
widrig gelagert habe. Sie berufs sich hierzu auf die

§§ 16, 23, 25 VVG, Terner auf § 2 Ziff. 3 c¢ der dem Vor-
sicherungsvertrag zugrunde gelegien AHB, sowie auf folgen-
de weitere zum Inhalt des Verirages gemachte Bedingungs-
klauselns |

7iff. 4 der Besonderen Bedingungen:
"Ausgeschlossen von der Versiclierung sind vorausseh-
bare und unvermeidliche Beschéddigungen der Halle so-
wie Abautzungsschiéden aller Art." ‘

§ 2 der Besonderen Vértragsblndungens
"Dem Versicherer ist unverziiglich anzugeben, welcher
Art das in den Hallen eingelagerte Gut ist."

Ziff. C 1 der RErgidnzungsbedingungens
“Nicht versichert wird die Haftpflicht wegen Schiden,
welche durch Exp1031on'pder Brand solcher Stoffe ent-
stenden sing, die .nicht gemdB behbrdlicher Vorschrift
behandelt worden sind." -

SchiieBlich hat die Beklagte den Versicherungsver-
trag im Schriftsatz vom 11. September 1953 gem#B § 22 VVG,
§ 123 BGB wegen arglistiger THuschung angefochten.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben; das Ober-
landesgericht hat sie gundichat abgewiesen, weil die Klige-
rin nicht beweisen kdnne, daB der in der Halle abgestellte
Pkw als Brandursache ausscheide. Der erkeunende Senat nat
dieses Urteil durch Urteil vom 21. Februar 1957 (BGHZ 23,
355) aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung
und ¥ntscheidung an das Berufungsgericht zuriickverwiesen
mit der Begrundungy der Beweis dafiir, da der Pkw die Brand-
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ursache war, obliege der Beklagten, und da sie diesen Be-
weig nicht fithren ktnune, miisse die Berechtigung der iibri-
gen, auf die Lagerung leicht brennbarer Stoffe gegriindeten
Einwendungen der Beklagien gepriift werden. Das Berufungsge-
richt hat nunmehr nach erneuter Verhandlung die Berufung
der Beklaogben zuriickgewiesen und der AnschluBbexrufung der
XKlégerin, mit der sie die angefiihrte Feststellung begehrt,
stattgegeben. Mit der Revision, um deren Zurlickweisung die
Klégerin bittet, erstrebt die Beklagte welter dle Abwei-
gung der Klage. :

Entscheidungagrﬁnde&

1.) Die Einwendungén, die die Beklegte gegen den
Xlageanspruch auf Grund von § 16 VVG daraus herleitiet, das8

dle Kldgerin ihr bei. Vertragsabschluﬁ den thr bekannten
gefahrerheblichen Umstand der lLagerung feuergefdnpllcher
Stoffe nicht angezeigt habe, hat das 3erufungsgericht mit
Recht schon deshalb als unbegrundet zuriickgewiesen, weil
die Beklagte nicht gemisB den §§ 16,4bs, 2, 20 VVG inner-
kalb eines Monets seit ihrér Kenntnis von der Verletzung .
der Anseigepflitht vom Vertrag zuriickgetreten ist. Hier-
gegen erhebt auch die Revision keine Einwendungen,'

,24}~Da5"Bar@fungegerichtfhﬁlt‘auch die von der Be-
klagten in ihrem Schriftsatz vom 11. September 1953 gemis
§ 22 vvg, § 123 BOB erkldrte Anfechhung des Versicherungs—

. vertrages wegen argllstiger Tduschung schon deshalb fiir un-

wirksam, weil die Anfechtung erst nach Ablauf der einjéh-
rigen Anfechtungsfrist Ges § 124 BGB erfolgt sei; denn die
Beklagte habe schon im Jahre 1951 bei Einsicht der sisats-
aawaltschaftlichen Ermlttlungsakten durch den von ihr damit
beauftragten Anwalt von den Vorgangen, auf die sie ihve
Anfechtung stiitzt, Kemntnis erlangt. Es bedarf keiner Prii-
fung, ob die von der Reviéion hiergegen erhobenen Einwen-
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dungen begriindet sind; denn die Versdumung der Anfechiungs-
frist ist hier nach den zuireffenden Ausfithrungen des Be-
rufungsgerichte ohnehin deshalb nicht entscheldungserheb-
lich, weil die Beklagte den der Anfechtung zugrunde liegen-
den Tatbestand auch noch nach Ablauf der Anfechtungsfrist
unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der Zinrede der Arg-
list gegeniiber dem Klageanspruch geltend machen kann (RGZ
79, 197; 130, 215; Prﬁlss~VVG 10. Aufl. § 22 Anma 2).

3..) Das Berufungsgericht hdlt aber auch die materi-
ellen Vovaussetzungen einer Anfechtung wegen arglistiger
Téuschung und damit auch einer Einrede der Arglist nicht
fir gegeben, weil die Beklagte nicht einmal bewiesen habe,
da8 die Kligerin vor VertragsabschluB die Anfrage vom 28,
Dezewber 1946 nach der "Art der zu lagernden Ware" in dem
Schreiben vom 14, Februar 1947 bewuBt unrichtig beantwor-
tet habe. Keinesfalls aber hahe die Beklagte den ihr ob-
liegenden Beweis erbracht, daB die Kldgerin sie in unlau-
torer Weise durch unrichtige Angaben zury Annghme des Ver-
sicherungsverirages habe bestimmen wollen. Die Anfrage der
Beklagten nach der "Art der zu lagernden Ware" habe ge-
wisse Unklarheiten iiber den Umfang der gewiinschten Aus-
kunft o;ggggié%ssenn Vie die Antwort der Klsigerin ergebe;

- habe diese, nur die zur Fabrikstion verwendeten Rohmateri-
. alien, also die Produktionselemente, nicht aber die in der
Reparaturwerkstatt benutzten Hilfsstoffe, insbesondere
Senzin, Petroleum, Schmierdl, Spiritus und Xarbid, ver-
standen und verstehen konnen. Wenn die Beklagte ilber die
Auslegung der Antwort der Kldgerin Zweifel gehabt habe,
habe es an ihr gelegen, sich durch Riickfrage Klarheif zu
verschaffen. Das habe sie aber nicht getan. Auch die Angabe
der Kligerin in ihrem Schreiben vom 14. Februar 1947, da8
gur Fabrikation keine leicht entziindlichen und explosiven
Stoffe verwendet wiirden, sei ungeachtet der Nichterwdhnung
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des Produktionselements Paraffin nicht falsch gewesen,

weil dieser Stoff nicht leicht entziindlich sei. Den
glaubwiirdigen eidlichen Bekundungen der Zeugen Rottner
und Keller, die fiir die Klégerin an den Vorverhandlungen
beteiligt waren, sei nindestens zu entnehmen, da8 sie
der lieinung gewescen seien, der Beklagten seien die gela-
gerten Produktionselemente vor VertrageabschluB in irgend-
einer Form, sei es anléBlich einer Besprechung oder bei
einer Betrlebsbe31chtlgung durch. einen Vertreter der Be-
klagten, bekannt gewordeno Die Klégerin kirnnte bei der Be-
antwortung der Anfrage hochstens fahrléssig gehandelt ha-
ben. Eg fehle aber jeder Anhaltspuhkt flir die Annahme;
daB sie bewuSt oder gar arglistig falsche Angaben gemacht
habe, weil die in den Hallen 1agernden Hateriallen der Be-
kXlagten bei einer Jederdeit mogllchen Betriebsbesichhlgung
nicht hitten verborgen bleiben kinnen, und weil such keine
versténdlichen Grunde erkenntlich seien, dle die Klagerln
zZu wlssentllch falachen Angaben hatten veranlasseu konnen.
vafl sie etwa durch ein Verschwelgen der Lagerung feuerge-
fﬁhrllcher Stoffe eine Erhohung der Prédmie habe vermelden
wollen, llege auBer Jeder Wahrscheinllchkelto

Hnergegen erhebt die ReV191on eine Reihe von. Fin-
wendungen. Sie meint zunichst, daB bei’ der wurdlguﬁg des
Verhaltens &er Klagerin auch deren’ Schreiben vom 2. Juli
1947 habe berﬁcksmchxlgt werden ‘miisaen, :in dem gie: dle
von der Beklagten auf Grund von § .2 der Besonderen Ver-
tragsbedingungén’géhaltene erneuté‘Bﬁckfrage nach‘dér Art
des in den Hallen gelagerten Gutes wiederum mit denaelben
unvollstandlgen Angeben wie in dem Schrelben vom 14. Fe-
bruar 1947 beantwortet habe. Die Wiederholung derselben
Anqaben 188% aedoch keinen Schluﬁ -guf elnen Vorsatz. oder
gar elne Arglxst dexr Kldgerin zu, Zudem 188t das Schre1~

. ben der Klagerln vom. 2° Juli 1947 noch deutllcher als ihr

1)
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Schreiben vom 14. Februar 1947 erkennen, daB ihre Angaben
iber die gelagerten Rohstoffe keineswegs eine erschtpfende
Aufzihlung aller in den Hallen gelagerten Materialien ent-
halten; denn in ihm heiBt ess "Die in den von uns gemieteten
Hallen iagernden Gegensténde umfassen neben dem umfangrei-
chen Maschinenpark im wesentlichen die Rohstoffe, die zur
Herstellung unserer Erzeugnisse benttigt werden. Bs sind
dies ..... Hierzu treten folgende}Besténde in Balb- und
Pertigfabrikaten ..... Ferner sind die zur Aufrechterhal-
tung unseres Betriebes erforderlichen Waterialien eingela-
gert, wie saschinenersatzteile und Reparaturmaterial u.a.m.
o,.0o" Nach den rechtlich bedenkenfreien Feststellungen

des Berufungsgerichts 18t auch schon das Schreiben wvom

14, Februar 1947 deutlich erkéennen, da8 mit ihm nur Anga-
ben iliber die zur Fabrikation verwendeten leicht entziind-
lichen Stoffe gemacht werden sollten. Entgegen der Auf-
fassung der Revision hdtten diese Auskiinfte bei der Kla-
gerin in der Tat Zweifel tber die Vollsténdigkeit der An-~
gaben erwecken und ihr Anla8 zu .einer Riickfrage geben
nissen. ‘

Die Aussagen der Zeugen RGN vnd XKo@y verwertet
das Berufungsgericht nur insoweit, als es ihnen entninnt,
daB diese jedenfalls der Meinung waren, der Beklagfen sei-
en alle in den Hallen lagernden Produktionselemente mit-
geteilt worden. Das Berufqngégericht konnte sie entgegen
der Auffassung der Revision als glaubwiirdig ansehen, auch
ohne auf die Einwendungen der Beklagten gegen den iibrigen
Teil ihrer Aussagen und den insoweit teilweise vorhandenen
Widerspruch zu den Aussagen anderer Zeugen eingehen zu
miisgen.

Der Revigpion ist allerdings zuzugeben, daB sich
die Anfrage der Beklagten vom 28. Dezember 1946 nicht auf
die zur Fabrikation verwendeten "Produktionselemente" be-




schridnkt hatte, daB es der Beklagten vielmehr nur darauf
ankam, die Gefahrerheblichkeit der eingelagerten Stoffe
beurteilen zu kénnen, und da8 es hierfiir unerheblich war,
ob diese Stoffe zur Fabrikation selbst verwendet wurden
oder das Ergebnis der Produktion oder nur Hilfsstoffe waren.
Mir die Prage der Anfechtung nach § 123 BGB und der Ein-
rede der Arglist kommt es aber nur darauf an, ob die Klé-
gerin das auch erkannt, gleichwohl aber bewuBt und arg-
listig die Iagerung der feuergeféhrlichen Hilfsstoffe
verschwiegen hat. Das hat das Befuiungsgeriqht gschon im
Hinblick darauf verneint, daB nicht einmal die Anfrage
nach der "Art der eingelagerien Ware! den Umfang der ge-
wilnschten Auskunft hinreichend klar habe erkennen lassen.
Der von der Revision angefiihrie interne Schriftwechsel der
Beklagten mit ihrem Generglagenten unterstrelpht.nur die
Tatsache, da8 sich die Beklagte bei diesen Anfragen nur
einer ungenauen Ausdrucksweise zi bedienen pflegte; deny
dort verlengt sie in den Schreiben vom 17. Mirz, 25, Mirz
und 27. Mdrz 1947 sogaf'nur Angaben tiber die “gelagerten
Ergeugnisse". Aber selbst wenn der Sinn der Anfrage der Be-
Klagten bei der Klﬁgerxn dieser erkennbar gewsaen wdre, 80
ist doch jedenfalls die Festetellung des Berufungsgerichts,
daB die Klidgerin denn mit ihrer ersichtlich unvollstédndigen
Beantwortung hichstens fahrlissig,.nicht aber vorsitslich
gehandelt habe, rechtlich nicht zu beanstanden.

Uberdies wilrde nach den zutreffenden Ausfiihrungen
des Berufungsgerichts selbst die Annahme einer bewuBt -
unrichtigen Beantwortung der Anfrage durch die Kldgerin
noch nicht zu einer Anfechtung des Versicherungsvertrages
wegen arg;istlger Tauschung und damlt auch noch nicht fir
die Einrede der Arglist ausreichen; vielmehr muBte die
Beklagte dann daruber hlnaus auch noch beweisen; daﬁ die
Klagerin sie in unlauterer Welse dureh dle unrlchtigen An~—
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gaben zur Annahme des Versicherungsvertrages habe bestim-
men wollen, wobhei sie sich zur Fihrung eines solchen Be-
weises nicht etwa auf einen allgemeinen Erfahrungssatz
stiitzen kann, daB ein Versicherungsnehmer, der Antrags-
fraggen bewuBt unrichtig beantwortet, regelmdfiig auch mit
Arglist in Bezug auf die Willensbildung des Versicherers
handelt (BGH VersR 1957, 351; Haidinger in Pestgabe fiir
Prolss 8. 123 ff). Diesen Beweis hat das Berufungsgericht
in rechtlich bedenkenfreier tatrichterlicher Wiirdigung
als keinesfalls gefiihrt angesehen. Deshalb, hat es mit Recht
der Einrede der Arglist nicht stattgegeben.

4.) Aus der Verletzung der der Kligerin in § 2 der
Besonderen Verﬁragsbedingungen auferlegten Verpflichtung,
unverziiglich anzugeben, welcher Art das in den Hallen ein-
gelagerte Gut ist, kann die Beklsgte nach den zutreffenden
Ausfihrungen des Berufungsgerichts schon deshalb keine Lei-
stungsfreiheit herleiten, weil gie den Vertrag nicht inner-
halb eines Monats seit Kenntnis dieser Obliegenheitsver-
letzung gekiindigt hat (BGHZ 4, 369; 19, 31). Hiergegen er-
hebt auch die Revision keine Einwendungen.

5.) Der weitere Einwend der Beklagten, in der La-
gerung der feuergefihriichen Stoffe liege eine nachtrég-
liche, ihr nicht angezeigte Gefahrerhdhung, die sie nach
den §§ 23, 25 VVG von ihrer Leistungspflicht befreie,
greift schon deshaldb nicht durch, weil die von der Beklag-
ten angefiihrien feuergeféihrlichen Stoffe auch nach dem
+ Vertrag der Kldgerin. in gleicher Weise schon bei Vertrags-
abschiufl in den Hallen.lagerteno Selbst wenn azber der Um-~
fang dieser gelagerten Stoffe nachtrdglich erhtht worden
wire, so lidge hierin nach den zutreffenden Ausfiihrungen
des Berufungsgerichts nur éine nach § 1 Ziff. 2 b AHB
ohne weiteres in die Versicherung eingeschlossene, nicht
anzeigepflichtige Erhvhung des versicherten Risikos.
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6.) Aus den gleichen Griinden kann sich die Beklagte
auch nicht auf § 2 Ziff. 3 c AHB berufen; denn diese Klau-
sel bezieht sich nur auf die in § 2 AHB geregelte Vorsorge-
versicherung gem#B § 1 Ziff. 2 c¢ AHB, also nur auf Risiken,
die fiir den Veraicherer nach AbschluB der Versicherung neu
entstehen, nicht hingegen auch euf Hisiken, die bereits bei

VertragsabschluB, wenn auch nur in geringem Umfang, vorhanden

waren (Wussow AHB § 2 Amm. 28). Deshalb braucht auf die von
der Revision angegriffenen Ausfiihrungen des Berufuhgsge~
richts, die Beklagte habe nicht dargelegt, daBl die von ihr
angefilhrten Stoffe die Voraussetzungen des § 2 Ziff. 3 ¢
AHB erfiillten und im Zusammenhang mit dem Brand gestanden
hitten, nmcht eingegangen zu werden.

7.} Die Berufung auf 21ff° 4 der Besonderen Bedln~
gungen hat das Berufungsgericht der Beklagien deshalb ver-
sagt, weil die eingetretenen Schiden, wern auch vielleicht
im Hinblick suf die Ofenheizung und den abgestellten Pkw,
voraussehbar, so doch jedenfalls nicht unvermeidlich ge-
wvesen seien. Diese Feststellung konnte das Berufungsge-
richt entgegen der Auffassung der Revision auch olme Hin-
zuziehung eines Sachverstindigen aus eigener Sachkunde
treffen. Wenn die Revision hierzu weiter einwendet, da8.
bei der Lagerung feuergefdhrlicher Stoffe in der Niéhe der
Jfen eine Beschiédigung der Hallen unvermeldbar gewesen
sei..s0 wird dabei iibersehen, -daB diese Schéden durchaus
hitten vermiefen werden k&nnen, wenn geeignete Sicherungs-
vorkehrungen getroffen worden wiren.

8.) Schlieﬁlich.meint das Berufungsgerickt, daB

- auch.die Ausschluﬁklausel der Ziff. C 1 derx Erganzungabe~

dingungen nicht ezngrelfeo Nach dicger Bestzmmung ist
nicht versichert die Haftpflicht wegen Schiden, welche
durch Explosion oder Brand solcher Stoffe entstanden sind,
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die nicht gemdB behordlicher Vorschrift behandelt worden
waren. Das Berufungsgericht 1d4Bt es dahingestellt, ob die
Schadenursache auf eine Explosion oder einen Brand solcher
Stoffe zuriickzufilhren ist, Bs hdlt die AusschluBklausel
hier schon deshalb nicht filr anwendbar, weil der Schaden
jedenfalls nicht durch die Behandlung solcher Stoffe, son-
dern hochstens durch ihre Lagerung entstanden sein konne.
Beides seien v6llig verschiedene Begriffe, die nicht gleich-
gesetzt werden konnten. ‘

" Diese Auffassung greift die Revision mit Recht als
unhaltbar an. Wie der erkennende Senat bereits entschieden
hat. kann der Begriff des '"Behandelns" feuergeféhrlicher
oder explosiver S&offe keineswegs nur auf die Einwirkung
auf diese Stoffe selbst beschrinkt werden (BGH VersR 1958,
336). Vielmehr ergibt sich bei Erforschung des Sinngehalts
jener AusschluBklausel unter Beriicksichtigung ihres wirt-
schaftlichen Zwecks, daf der AusschluB der Fille einer
nicht den behdrdlichen Sicherheitsvorschriften entsprechen-
den Behandlung feuergefdhrlicher und explosiver Stoffe
wegen der darin liegenden erhdhten Gefahrenguellen erfolgt
ist. Hierbel ist es aber unerheblich, ob die -erhohte Ge-
fahrdung durch die Einwirkung auf solche Stoffe selbst oder
durch ihre nicht den behdrdlichen Sicherheitsvorschriften
entsprechende Lagerung herbeigefithrt wird. Hieran &dndert
auch der vom Berufungsgericht gezogene Vergleich mit der
AusschluBklausel der Ziff. B 4 der Erginzungsbedingungen
nichts. In ihr wird der allgemeine Begriff des vorschrifts-
widrigen Behandelns iiberhaupt nicht verwendet und statt-
dessen dieser AusschluB an jede Lagerung; Verwendung oder
Befdrderung von Sprengstoffen gekniipft ohne Riicksicht dar-
anf, ob diese entsprechend den behdrdlichen Vorschrifien
erfolgt oder nicht. Aus dieser ganz andersartigen Abgrenzung
kann -@aher nichts fir die Auslegung der hier interessieren~
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den Klausel der Ziff. C 1 der Ergahzungsbedingnngen ge-
wonnen werden. Dasselbe gilt fiir die in der Revisionsbe-
antwortung angefiihrte Aussbhlpﬁklausel‘des § 2 Ziff. 3 ¢

AHB .

Das Berufungagericht wlrd hlernach noch zu- priifen
haben, ob die Schdden, fiir die die Klagerin haftpfllchtlg

gemacht wird, durch Explos1on oder Brand solcher Ftoffe
entstanden sind, die nicht gemaB den behdrdllchen Vor-
schrmften gelagert worden waren, wze dzes d1e Beklagte
unter Beweis- gestellt hat. F

‘Da die Sache noch nicht Zur Endentschezdung reif
ist, war dem Berufungsgerzcht auch die Enxacheldung iiber
die Kosten der ReviaiOn 20 ubertragenv .

Dr. Naatelski.:

$

Dr. Nire o

Dr. Haidinges Dr. Kuhn

Dr. Reinicke

l

L 4



	2508 023

	in	Ü - '• if,

	r,-' B

	•Str,




